
NTSCHAÄADIGUN FÜ SCHADEN BER  HEN RTTKOMMEN
AUSFALL VO BEZUGEN ÖFFENTLICHEN TIENST.

Urteil des Zivilsenats des Bundesgerichtshofes vomn] 11 1960
Aktenzel  en

DES VOLKES
In dem Enischädigungsrechtsstreit

der denss  wester Lulse r 9 genannt Maria Coletta, ın Rottenburg
ar NSILILU Klara,

ägerın un Revısionsklägerin,
Prozeßbevollmächtigter: echtsanwa Dr. Geißler in Karlsruhe

das and aden- Württemberg,
vertreten durch das Justizministerlium aden- Württemberg 1n Stuttgart

Beklagtien un Revisionsbeklagten,
hat der Zıivılsenat des Bundesgerichtsho{fs au{f die muündliche Verhandlung
VO Ü November 1960 unter Mitwirkung des Senatspräsidenten er un:
der Bundesrichter Johannsen, Dr. Werner, Wiılden un Dr Loewenheım
für Recht erkannt

Das rteıl des Zivilsenats des Oberlandesgeri&ts ın Stutigart VO.

Hebruar 1960 wırd auigehoben. Der Re  SsTireit wird ZU  $ anderwei-
en Verhandlung und Ents  eidung, auch über die außergerichtlichen
Osten der KRevision, das Berufungsgericht zurückverwlesen.

Gerichtsgebuühren und uslagen fur das Revisionsverfahren werden ıcht —
en.

Von n.,

A'TBESTAND
Die lägerin ist Volksschullehrerin un 1e: £e1Nnes katholis:  en Ordens
S1e hat das Gelübde der TMU eie und ist ihrem en gegenuüber VeOeIL_-

pflichtet, die Einkünfte Aaus ihrer Erwerbstätigkei den en abzufiführen
Bıs Z Te 1935 wWwWar S1e enrerın eıner staatlıchen katholıschen Oolks-
ule Ihr ehalilt wurde aur ein ONtfio der Klosterwaltung überwilesen. Diese
zahlte ihr TUr die Bestreitung ihrer unmiıttelbaren Lebensbedüri{inisse ıne g_
ringe Summe Aaus. S1e als ehrerın keinen Anspruch autf arte- der

Ihre Versorgung Del Krankheit der rbeitsunfähigkeit ag dem
Mutterhaus ihres Ordens
Mit Wirkung VO: DL 1935 wurde die Klägerin Aaus dem Volksschuldienst
Ben ihres katholischen aubens un inrer Ordenszugehörigkeit entilassen.
Anschließend wurde S1e kurze eit der privaten Mittels  ule 1n Rotitenburg
un:  Q, nach deren Au{flösung aD erbst 1936 Fürsorgeheim Marienpfiege ın
Ellwangen verwendet. Ihre Lebensverhaältnisse verschlechterten sıch durch die
Entlassung nicht. Am Januar 1946 tellte die Schulverwaltung des ehemalı-
gen Landes Sudwürttemberg-Hohenzollern S1e als Aushilfislehrerin wieder

Am 31 ugust 1950 1€e: S1e endgultı aQaus dem staatlichen Schuldienst
Au  n Sie lebt eitdem In Kottenburg ım NSIıiu ST ara
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Die agerın begehrt n ihrer 1mM Jahr 1935 dus>s Grüunden des Glaubens
erfolgten Entlassung Entschadigung fuüur Schaden 1m eTru{iflichen Fortkommen
durch Ausfall VO  } Bezugen 1m Offentli  en Dienst fur die eıt NO dem Fe-
bruar 1946

Das eklagte and hat den nischaädigungsantrag der agerın mit Bescheid
VO ugust 1957 zurückgewiesen.

Mit ihrer age Hat die Klägerin beantragt, das beklagte and kostien-
pflichtig verurteilen, 1N€e Gesamtentschädigung ın Hohe VOoO

83 969,64 zen Schadens 1m eruflichen und wiıirtschaftflichen Fortkom-
INe  - zahlen.

Das eklagte and hat beantragt,
die abzuweilsen.

Das Landgericht hat die abgewlesen. Das Oberlandesgericht hat die RBe-
rufung der Klägerin zurückgewlesen und die Revı1ision zugelassen. Die Kläge-
rın hat Revision eingelegt. Sie veriolg ihren ım ersten e  Szug gestellten
ra weiter. Das and hat gebeten, die Revısıon zurückzuwelsen.

N'TSHEIDU  SGRÜND
Das Berufungsgericht hat die age abgewilesen, da der Auffassung WaäfTl,
die Klägerin abe durch ıhre Entlassung aus dem Schuldienst keinen Schaden
erlıtten Eiınen Anspruch Qautf Entschädigung habe S1e nu WEenNnnNn S1e durch die
Entlassung arbeitslos geworden ware der Wenn Si1e keine gleichwertige selb-
ständige oder unselbständige Erwer  tatıgkeı aufnehmen konnen. Die
ägerin abe nach der Entlassung wl]leder ine gleichwertige Beschäftigung
gefunden. S1ie habe ihren eruf als Lehrerin weiıter ausgeuDbt. Dal3 S1e viel-
el iıne geringere Vergüfung bezogen habe hindere bei der besonderen
Sachlage nicht, ihre Anstellung bei der prıvaten Mittelschule un 1mM Fuürsorge-
heım der Anstellung 1mM staatlichen Schu  1enst al gleichwertig anzusehen.
Die ägerin abe uch durch die Entlassung n]ıemals ihre ausreichende Le-
bensgrundlage verloren. Ihre Lebensführung und ihre Lebensgrundlage cse]jen
estiimm durch das Gelübde der Yrmutft, das S1e ihrem en ireiwillıg abge-
legt abe S1ie habe VOTr und nach der Entlassung au dem chuldienst das-
sSe en geführt w1e d1e anderen Angehörigen ihres UOrdens, dıe nıcht VeCer-

worden selen.
Diesen Ausführungen des erufungsgerichts kann nıcht zugestimm werden.
Die Klägerin hat nach ÖS 9 9 110 8 9 Ö8, 90 Dis 98 BE  ® nspruch auf 1ne Ent-
schädigung für den Schaden, der in HF6 die Entlassung Aau  N dem Schul-
dienst entstanden ist. Der nspruch stunde ihr nıcht Z WEeNN ın kein der
NU.: eın geringfuügiger Schaden entstanden waäare, WEeNnn S1e alsbald nach der
Entlassung ıne gleichwertige Bes  aftıgun eIunden
Für seine dahingehende Annahme hat das erufungsgericht N1C! enugen
atsachen festgestellt. Jlein daraus, daß die Klägerin alsbald einer pr1-
vaten Mittelschule angestellt wurde, kann dieser nıcht ZEeZOogeEnN Wr -

den. Diese Anstellung kann der früheren Tatıgkeit der ägerın eıner
staatlıchen ule N1IC| als glel  wertig angesehen werden, weil dıe natıonal-
Ssozlalıstische Schulpolit1ı darauf zielte, die Privatschulen beseltigen un
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dıie rzZı]iehNun. un Bildung der ınder SsSowelt wWwI1e moOoglıch ausschließlich den
staatliıchen Schulen überitragen, auf diese Weise die nationalsozlalisti-
chen Bildungsziele besser verwirk 1ı  en können. Die ule, der die
Klägerin angestellt wurde, ist, WI1e sich Qus dem Tatbestand des angefochte-
Nnen Urteils erg1bt, alsbald geschlossen werden, daß insowelt der
Nachhaltigkeit der eu: Lebensgrundlage
Nıcht oder 1U  — geringfügig geschädigt waäre die agerın er nu  — dann,
WEEeINnNn auch ihre Tätigkeit 1mM Fürsorgeheim ihrer ruheren Beschäftigung 1mM
staatlichen Schuldienst gleichwertig gewesen ware. Das Berufungsgericht haft
das an geNOMMEN, ohne azu irgendwelche Fesitstellungen reifen Auch der
Tatbestand des angefochtenen Urteils enthält nıchts, WwWas diesen recht-
ertıgen köonnte. Insbesondere fehlt jede darüber, welcher Art dıe Ta
tıgkeıt der ägerin 1n dem Fürsorgeheim War un WI1Ie hoch die ihr aiur g_
währten Bezüge
Dıe age annn icht eswegen abgewlesen werden, weıl, wıe das Beru-
fungsgericht weiter angenNn0OMm: haft, ınn un nde des Nischadıgungs-
zeiıtraumes zusammenTallen würden, da die agerın keiner eit ihnhre ausSs-

rel)|  ende Lebensgrundlage verloren habe. Fuür die rage, ob die Klägerin 1Nne€e
ausreichende Lebensgrundlage behalten hat, annn icht darauf abgestellt WeIi-

den, daß sS1e das Gelubde der Armut abgelegt und daß s1€e auch nach der Ent-
lassung AUusSs dem staatlichen Schuldienst soviel iınkuniie gehabt hat, daß G1E
ihre notwendiıgsten Angaben bestireiten konnte.
Was unter ausreichender Lebensgrundlage verstehen 1ST, ergıbt $ BEG
AÄAus Abs. dieser Bestimmung (0) daß alleın darauf ankomm(t, ob die
iınkünfite aus seiner Erwerbstätigkeit Cdem Ver{folgten ine ausreichende Le-
bensgrundlage bieten Es bleibt unberücksichtigt, ob noch andere inkunite
hat oder uwendungen VO.  3 dritter elte empfängt, die ıhm ermöglichen, eın
en führen, das seinem Stande der gBgar dem wiıirtischaftlich och Dbesser
gestellter Stande entspricht. ADs. bemißt die Lebensgrundlage nach der Lie-
bensiführung, die Personen mi gleicher oder 11  er Berufsausbildung iın der

en ana omm icht darauf . welches en der Verfolgte
selbst geführt hat Auch derjenige Verf{folgte, der NUur ein (‚ganz escheldenes
en gefuüuhrt hat, weil MmMi1% seinem Eiınkommen andere, denen iıcht
unterhaltspflichtig WAaäar, unterstuüutzt hat, hnat Anspruch auf Entschädigung, wenn

adus seinem Arbeitsverhältnis entlassen worden ist Uun: Nnu  — ine geringere
Beschäftigung gefunden hat, die ihm ‚WarTr ges  e asselbe escheidene Le-
ben wıe früher führen, iIcht aber das eben, das seıne Berufskollegen ın
der führen.

Es besteht kein Tund fuüur Angehörige kathaolis:  er en anders enischel-
den, We sS1e einen bürgerlichen eru ausuüuben, ra des inrem en aD-
gelegten elu  es der TMU selbst ber NU.:  H eın bescheidenes en führen,
das unter dem Lebensstandard ihrer Beru{fskollegen iegt, dıe keinem en
angehören. Wenn eın solcher Ordensangehöriger aus seinem eru: verdrängt
worden ist, hat auch einen nNspruch arf En{fischädigung, wenn nıcht als-
bald eine gleichwertige Erwerbstätigkeit wıeder hat auinehmen köonnen. Der
Entschädigungszeitraum rel fur ih: grundsätzlı solange, bıs wiıieder
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nachhaltig Einkünfte aQus einer Erwerbstätigkei erzielt, die ihm ermöglichen
wurde, eın solches en iuhren, W1e Personen mıiıt gleicher oder ahnli-
cher Berufsausbildung 1n der ren.

Der Entschädigungszeitraum wurde aber auch dann enden, Wenn der Ver-
folgte AaUus anderen nıcht mit der Verfolgung zusammenhängenden CGirunden
davon bgesehen haft, wieder ine seiner früheren gleichwertige Tatigkeit Al t—-
zunehmen, die sıch auinehmen können. Ebenso ware Iiur dıe 211
keine Entischädigung Jeisten, ın der der Ver{ifolgtfe auch Nne Verfolgung
keine seiner iruheren Tätigkeit gleichwerfige ausgeu Das kann bei
Angehörigen reli1gioser en zutreffen, wenn ihnen gleichwertige ufgaben
nıcht eswegen zugewlesen worden sind, weil sS1e Aaus ihrer Beru{stäftigkeit
verdrängt M, SoNdern weil der en S1e für besonders geeigne ehal-
ten haft, andere uIgaben erfüllen.

146 AÄADs BE'  C} sSie. dem Änspruch der Klägerin icht enigegen, W18 das
Berufungsgericht zutreffend angenomMMe hat. Durch diese Bestimmung, die 1m
drıtten nı des esetizes ste.  9 der die besonderen Vors  El  en für die
JUrF1SUIS!  en Personen, Anstalten oder Personenvereinigungen enthält, WeTr -

den die dem Verfolgten selbst nach ÖS 1T BE  C zustehenden nsprüche nicht
berührt. 146 Abs BE  ® regelt 1Ur die a.  e! in denen der Aaus selıner Ta
ügkeıt verdrängte Verfolgte dadurch selbst keinen Schaden erlitten haft, weil

aus einem Arbeitsverhältinis keinen Anspruch auf Vergütung gehabt hat,
da diıeser der (Geme1l1ns:  aft zustand, der angehörte. Um klarzustellen, daß
auch 1n diesen Fällen Entschädigung eisten 1ST, estimm 146 ADs
BEG, daß die Gemeinschaft. der der Verfolgte angehört, den ihr auf iıne
SO Weise erwachsenen Schaden als ermögensschaden geltend machen
annn Wenn dem Ver{folgten der nspruch auf Vergufiung für qAle VO.:  - ihm g_
elsteie Trbeit selbst zustand, hat auch die Ansprüche AaQus SS Tf BE  @) van
am /L00s BE  C 65 Anm Es 1StT unerheblich, OD der Verfolgte sıch selıner
Gemeins  SI gegenüber verpflichtet a  e’ die inkunfte Banz Ooder Z eıl

diese abzuführen, un ob die Bezuge auf Weıisung des Verfolgten tatsach-
lich dıe Geme1lns:  aft gezahlt wurden. Ents  eidend 1ST, WE der An-
SPIUC| aut das Entgelt rechtlich zugestanden hat. Das ist 1n dem Z  e ero[{i-
entlichung estimmten, gleichzeitig verkundeftien rteil des enats ın der ache

205/60 näher argelegt. Auf dieses Trteil wIird insoweiıt ezug
ITA  7

amı die hiernach noch notwendigen tatsä:  en Feststellungen getroIffien
werden können, MU. das angeio  ene Yrteil aufgehoben und der echts-
StTrelit 2L anderweıliten Verhandlung un NS!  eidung das Berufungsge-
richt zurückverwlesen werden.

Die Kostenentscheidung olg aus 2925 ADs BEG.

er Johannsen Werner Wilden IDr Loewenheim

usgefertigt

119


